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Stadt Norderstedt 

Bebauungsplan Nr. 321 
 

Beteiligungsverfahren gem. § 4 (1) BauGB 

Nach Anhörung meiner Fachabteilungen im Hause nehme ich zu der o.a. Planung 
wie folgt Stellung: 
 
 

Untere Denkmalschutzbehörde 

Es bestehen keine denkmalrechtlichen Bedenken. 

 

Untere Naturschutzbehörde 

Durch den o.g. Bauleitplan werden die Belange des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege berührt. 

Nach Prüfung der mir zur Verfügung stehenden Unterlagen und Informationen be-

stehen aus der Sicht des Naturschutzes und der Landschaftspflege keine grundsätz-

lichen Bedenken gegenüber der Planung. 

Aus naturschutzrechtlicher und naturschutzfachlicher Sicht empfehle ich die Abar-

beitung der Belange von Natur und Landschaft auf Grundlage der Schutzgüter des 
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Naturhaushalts 

• Boden  

• Wasser  

• Klima  

• Luft  

• Tiere und Pflanzen bzw. Arten- und Lebensgemeinschaften, gesetzlich geschützte 

Biotope (insbesondere Knicks gemäß § 30 BNatSchG in Verbindung mit § 21 

LNatSchG) 

sowie des Landschaftsbildes vorzunehmen. 

 

Wasser – Boden – Abfall 

SG Abwasser 

Aus Sicht der Abwasserbeseitigung bestehen bei Berücksichtigung der nachfolgen-

den Hinweise keine Bedenken. 

 

Hinweis: Gemäß §5 WHG besteht die generelle Verpflichtung bei Maßnahmen, mit 

denen Einwirkungen auf ein Gewässer verbunden sein können, die nach den Um-

ständen erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um die Leistungsfähigkeit des Wasser-

haushalts zu erhalten und eine Vergrößerung und Beschleunigung des Wasserab-

flusses zu vermeiden.  

Die zusätzliche Versiegelung vormals unbefestigter Flächen führt zu einer Verände-

rung des Wasserhaushalts, da es zu einer Verschiebung von der Verdunstung zur 

Ableitung bzw. Versickerung kommt. Der natürliche Wasserhaushalt wird dadurch 

z.T. stark in seiner Leistungsfähigkeit verändert. Daher ist zur Entschärfung dieser 

Folgen bei geeigneten Bodenverhältnissen das Niederschlagswasser der befestigten 

Flächen in geeigneter Art und Weise (über die belebte Bodenzone) zur Versickerung 

zu bringen.  

Zudem sollten auch Möglichkeiten der Reduzierung der Abflussbildung z.B. durch die 

Wahl des Eindeckungsmaterials geprüft werden. Bei den geplanten Baukörpern 

könnte z.B. auch intensive oder extensive Dachbegrünung zum Einsatz kommen. 

 

SG Gewässerschutz 

Keine Bedenken. 

 

SG Bodenschutz  

Im Geltungsbereich und angrenzend sind keine Altstandorte und Altablagerungen 

bekannt.  

 

Die geplanten Bauvorhaben führen aber zu einer weiteren Bodenversiegelung.  

 

In der Umweltprüfung sind die Belange des Bodenschutzes, insbesondere die des 

vorsorgenden Bodenschutzes, ausreichend zu berücksichtigen. Dabei sollten u.a. die 

Auswirkungen des Planvorhabens, die Prüfung von Planungsalternativen und die 
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Ermittlung von Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und Kompensation von 

Beeinträchtigungen geprüft werden. Hierfür wird die Nutzung des Leitfadens für die 

kommunale Planungspraxis „Bodenschutz in der Umweltprüfung nach BauGB“ der 

Länderarbeitsgemeinschaft Bodenschutz (LABO) empfohlen. Der Leitfaden ist neben 

weiteren Merkblättern auf der folgenden Internetseite zu finden:  

www.berlin.de/sen/umwelt/bodenschutz/de ... nung.shtml 

 

 

SG Grundwasserschutz / Geothermie 

Grundwasser:  

Das Vorhaben befindet sich im Wasserschutzgebiet Norderstedt, es gilt die Wasser-

schutzgebietsverordnung Norderstedt und es ergeht der Hinweis auf § 52 WHG. Um 

einer Verschlechterung des quantitativen Zustandes des Grundwassers vorzubeu-

gen, ist einer Versickerung des Niederschlagswassers den Vorzug vor dessen Ablei-

tung zu geben. 

Sofern im Rahmen der Neubebauung Wasserhaltungsmaßnahmen zur Trockenhal-

tung der Baugrube geplant sind, ist die erforderliche wasserrechtliche Erlaubnis 

rechtzeitig vor Baubeginn bei der unteren Wasserbehörde zu beantragen. Bei der 

weiteren Planung ist zu beachten, dass verhältnismäßige technische Maßnahmen zur 

Begrenzung des Wasserzustroms einzuplanen sind, um die Umweltauswirkungen 

durch die Wasserhaltungsmaßnahme auf das unbedingt notwendige Ausmaß zu be-

schränken. 

 

Geothermie: 

Das gesamte Plangebiet befindet sich im Wasserschutzgebiet, die Entfernung zum 

nächstgelegenen Trinkwasserbrunnen beträgt rd.1000 Meter. Nach wasserrechtli-

chen Vorgaben ist in dieser Distanz der Bau/Betrieb von gebohrten, tiefen Erdwär-

mesonden nur oberhalb des Trinkwasser-Nutzhorizontes möglich. Da die gering 

wasserdurchlässige Deckschicht oberhalb des Trinkwasser-Förderhorizontes bereits 

in ca. 85 Meter Tiefe endet und eine Restmächtigkeit von mind. 5 Meter dieser 

Deckschicht unberührt zu erhalten ist, wären für gebohrte Erdwärmesonden maxi-

male Tiefen von 80 Meter unter Flur zulässig.  

 

Flache Erdwärmekollektoren oder Spiralkollektoren ohne Bohrung können auf den 

Grundstücken dann eingebaut werden, wenn zwischen Erdwärmeanlage und Trink-

wasser-Nutzhorizont eine gering wasserdurchlässige Deckschicht von mind. 2 Meter 

Mächtigkeit ausgebildet ist. Dies ist nach geologischen vorliegenden Bohrungsinfor-

mationen der Fall. Auch in diesen Fällen ist ein wasserrechtlicher Erlaubnisantrag bei 

der unteren Wasserbehörde des Kreises Segeberg zu stellen. 

 

 

SG Abfall 

Keine Stellungnahme. 

http://www.berlin.de/sen/umwelt/bodenschutz/de/vorsorge/bauleitplanung.shtml
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Umweltbezogener Gesundheitsschutz 

Keine Stellungnahme. 

 

Sozialplanung 

Keine Stellungnahme. 

 

Verkehrsbehörde 

Keine Stellungnahme. 

 

Klimaschutz 

Keine Stellungnahme. 

 

 

 
 
Im Auftrage 
gez. 
P. Schmidt-Diel 

 

 

 


